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 Anhaltspunkte für eine Ordnungswidrigkeit?   
    

 
 
 

Einleitung des Ermittlungsverfahrens durch die 
Verwaltungsbehörde - Sachverhaltsaufklärung 

einschließlich Anhörung (§ 55 OWiG) 

Abgabe an die Staatsanwaltschaft, wenn 
Anhaltspunkte für eine Straftat vorliegen (§ 41 Abs. 1 
OWiG) 

Vor-    
 
ver- 

Ordnungswidrigkeit erwiesen? andernfalls: Einstellung des Verfahrens gemäß §§ 46 
Abs. 1, 2 OWiG, 170 Abs. 2 Satz 1 StPO 

    
fah- Keine Verfolgungshindernisse? falls doch:  
    
ren* 
 

Ahndung mit Geldbuße erforderlich? andernfalls: Einstellung des Verfahrens gemäß § 47 
Abs. 1 OWiG 

    
 Verwarnung nicht ausreichend? andernfalls: Verwarnung gemäß § 56 Abs. 1 OWiG 

    
 
 

Erlaß eines Bußgeldbescheides durch die 
Verwaltungsbehörde (§ 65 OWiG) 

  

    
 Einspruch der/des Betroffenen gegen den 

Bußgeldbescheid (§ 67 OWiG) 
kein Einspruch: Bußgeldbescheid wird rechtskräftig 
und vollstreckbar (§ 89 OWiG) 

    
 Einspruch rechtzeitig und formgerecht? andernfalls: Verwaltungsbehörde verwirft Einspruch als 

unzulässig (§ 69 Abs. 1 Satz 1 OWiG) 
    
 sachliche Nachprüfung durch die Verwaltungs- 

behörde: Zwischenverfahren (§ 69 Abs. 2 OWiG)  
  

    
 Beschuldigung nicht entkräftet - Ahndung geboten? andernfalls: Rücknahme des Bußgeldbescheides mit 

Einstellung des Verfahrens, neuem Bußgeldbescheid 
oder Verwarnung 

    
 Übersendung der Akten an die Staatsanwaltschaft zur 

Weiterleitung an das Amtsgericht(§ 69 Abs. 3 OWiG) 
  

    
 Prüfung durch die Staatsanwaltschaft, ob Einstellung 

oder weitere eigene Ermittlungen (§ 69 Abs. 4 OWiG) 
  

    
ge- 
richt- 

Staatsanwaltschaft legt die Akten dem Richter beim 
Amtsgericht vor (§ 69 Abs. 4 OWiG) 

  

li-    
ches 
Ver- 
fah- 
ren** 

Entscheidung des Richters: Verwerfung des 
Einspruchs oder Festsetzung einer Geldbuße oder 

Freispruch oder Einstellung des Verfahrens 
(§ 72 Abs. 3 OWiG) 

bei ungenügender Sachverhaltsaufklärung: 
Zurückverweisung an die Verwaltungsbehörde mit 
Zustimmung der Staatsanwaltschaft (§ 69 Abs. 5 
OWiG) 

    
 keine Rechtsbeschwerde   
    
Voll- 
strek- 
kungs- 
ver- 
fahren 

Vollstreckung der Bußgeldentscheidung 
(§ 90 Abs. 1 OWiG) 

  

 
* Zum Vorverfahren im weiteren Sinn gehören allerdings noch der Erlaß des Bußgeldbescheides und das 

Verfahren nach Einspruch bis zur Vorlage der Akten durch die Staatsanwaltschaft. 
 
** Zumindest formal keine Mitwirkung der Verwaltungsbehörde! 
 
Aus Sicht der Verwaltungsbehörde:  nicht unbedingt bzw. gar nicht ihre Aufgabe, Teil der Verfolgung, 
Teil der Ahndung, sonstige Aufgabe der Verwaltungsbehörde.  
 


